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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2727/75 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 


«EG-Dok. R/886/77 (AGRI 221) (FIN 209)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 227, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Ausgaben, die den Mitgliedstaaten infolge der 
Verpflichtungen entstehen, die sich aus der Anwen- 
dung der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates 
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 3138/76^), ergeben, wer- 
den von der Abteilung Garantie des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft gemäß Artikel 2 und 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2788/72 4), finanziert. 

Aufgrund von Artikel 227 Abs. 2 des Vertrags 
gilt, solange der Rat nicht anders entschieden hat, 
die Gemeinschaftsfinanzierung jedoch nicht für Aus- 
gaben, die sich in den französischen überseeischen 
Departements aus der Anwendung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2727/75 ergeben. 

Von dem Augenblick an, da sich in diesen Depar- 
tements Tätigkeiten im Getreidesektor entwickeln, 
die für die dortige Wirtschaft eine gewisse Bedeu- 
tung gewinnen, ist es nicht länger gerechtfertigt, die 


I aufgrund der für den betreffenden Sektor geltenden 
Gemeinschaftsbestimmungen in diesen Departements 
; getätigten Ausgaben von der Gemeinschaftsfinanzie- 
I rung auszuschließen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 wird durch den 
nachstehenden Artikel 23 a ergänzt: 

„Artikel 23 a 

Artikel 40 Abs. 4 des Vertrages und die zur Durch- 
führung dieses Artikels erlassenen Bestimmungen 
finden, sofern es sich um die Abteilung Garantie des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft handelt, für die in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse auf die französischen überseei- 
schen Departements Anwendung". 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1977 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 ABI. EG Nr. L 281 vom 1. November 1975, S. 1 

2) ABI. EG Nr. L 354 vom 24. Dezember 1976, S. 1 

3) Abi. EG Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13 

4) ABI. EG Nr. L 295 vom 30. Dezember 1972, S. 1 
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Finanzbogen | 

I Datum: 9. März 1977 


1. Haushaltsstelle: Kapitel 60 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag für eine Verordung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2727/75 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 


3. Rechtsgrundlage: Artikel 43 und 227 des Vertrags 


4. Ziele der Aktion: Anwendung der Bestimmungen über den EAGFL, Abteilung Garantie, auf die über- 
seeischen Departements für die Erzeugnisse des Getreidesektors 


5. Finanzielle Auswirkungen 

5.0 Ausgaben 

— zu Lasten des EG-Haus- 
haltes (Erstattungen) 

5.1 


je Wirtschaftsjahr 


2,4 Mio RE 


laufendes 
Haushaltsjahr (77) 


0,6 Mio RE 2) 


I kommendes 
j Haushaltsjahr (78) 


2,6 Mio RE 


Jahr 1979 


Jahr 1980 


Jahr 1981 


5.0.1 Vorausschau: Ausgaben 2,6 Mio RE 2,6 Mio RE 2,6 Mio RE 

5.1.1 


5,2. Berechnungsmethode: Siehe nachstehend 


6.0. Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel eingesetzte Mittel Ja 


6.3. Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushaltspläne einzusetzen Ja 

Anmerkungen; 

1) ohne Berücksichtigung der Auswirkung des doppelten Umrechnungskurses, die für diese Währung 
gegenwärtig gering ist. 

2) Bei der Berechnung wurde als Zeitpunkt des Inkrafttretens der 1. August 1977 zugrunde gelegt und eine 
Zahlungsfrist von zwei Monaten berücksichtigt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. April 1977 - 14 - 680 70 - E - Ag 135177: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. April 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Fortsetzung des Finanzbogens 


5.2. Berechnungsmethode 

Die finanziellen Auswirkungen beschränken sich auf: 


a) die Erstattungen, die bei der Ausfuhr von Mehl (aus Weichweizen) und Nachprodukten von 
Getreide (Kleie) aus den überseeischen Departements zu gewähren sind, 

b) und die gegebenenfalls anwendbaren Vergütungen am Ende des Wirtschaftsjahres. 

a/ Mehl-Mengen: 30 000 t Kleie-Mengen: 10 000 t 

Erstattungssatz: 80 RE/t Erstattungssatz: 20 RE/t *) 

(derzeitige Höhe) 

Ausgaben / 12 Monate: 2,4 Mio RE Ausgaben / 12 Monate: 0,20 Mio RE 


*) Anmerkung: 1976/1977: für Kleie gewährte 
Erstattungen: 0 

Höchsterstattung in einem normalen Jahr: 
schätzungsweise 30 RE/t Kleie 


b/ Ausgleichsvergütungen am Ende des Wirtschaftsjahres 
Mengen: ± 15 000 Tonnen 
Vergütung: ± 3 RE/t (geschätzt) 

Ausgaben: ± 50 000 RE bzw. 0,05 Mio RE 
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Begründung 

1. Die französischen überseeischen Departements 
unterliegen den Bestimmungen des Vertrags von 
Rom, sofern dieser es vorsieht. In Artikel 227 Abs. 2 
erster Unterabsatz des Vertrags heißt es, daß die 
Bestimmungen über die Landwirtschaft mit Ausnah- 
me der Bestimmungen über den Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
für die französischen überseeischen Departements 
gelten. 

Unterabsatz 2 des genannten Absatzes bestimmt 
jedoch, daß durch einstimmige Entscheidung des Ra- 
tes auf Vorschlag der Kommission die Bedingungen 
für die Anwendung der Vertragsbestimmungen, die 
nicht bereits nach Unterabsatz 1 anwendbar sind, 
beschlossen werden. Dies gilt mithin auch für die 
Bestimmungen über den EAGFL. 

2. Bisher hat der Rat auf Grund des vorgenannten 
Unterabsatzes 2 die Finanzierung der in den über- 
seeischen Departements in den Sektoren Zucker und 
Rohtabak entstandenen Ausgaben durch den EAGFL, 


Abteilung Garantie, vorgesehen. 1975 hat der Rat 
auch eine Verordnung erlassen, welche die Finanzie- 
rung einer Beihilfenregelung für in diesen Departe- 
ments erzeugte Ananas vorsieht. 

3. Im Getreidesektor finden seit Errichtung der 
Gemeinsamen Marktorganisation im Jahre 1967 die 
einschlägigen Gemeinschaftsbestimmungen auf die 
überseeischen Departements Anwendung. Unter den 
gegenwärtigen Umständen gehen die sich daraus 
ergebenden Ausgaben zu Lasten des französischen 
Haushalts, während die Einfuhrbelastungen als im 
Haushaltsplan der Gemeinschaft eingesetzte Ein- 
nahmen zu betrachten sind. 

Dieses Vorgehen hatte 1967 keine größeren Nach- 
teile. Seither hat sich die Lage infolge einer, wenn 
auch bescheidenen, Entwicklung der Kapazität der 
in diesen Departements geschaffenen Mühlenindu- 
strie jedoch geändert. Diese Tätigkeit hat für die 
Wirtschaft der in Frage stehenden Departements 
eine gewisse Bedeutung. Daher wird vorgeschlagen, 
die Bestimmungen über den EAGFL, Abteilung 
Garantie, in den genannten Departements auch auf 
die Erzeugnisse des Getreidesektors anzuwenden. 
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